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olkswirtschaft

An Europa führt kein Weg vorbei

ilieFrage, welchen Platz die Schweiz im künftigen Euro-
aeinnehmen wird, erhält durch die fortschreitenden In-
fationsbemühungen der Europäischen Gemeinschaft
er grössere Dringlichkeit. Für unser Land geht es
isbesondere um die Art der Beteiligung an einem ech-
»europäischen Binnenmarkt, den bis 1992 zu realisie-
en sich die EG als Ziel gesetzt hat. Dieses Problem ist
ürdie Schweiz insofern äusserst heikel, als sie vor al-
(maus Staats- und neutralitätspolitischen Gründen eine
/ollmitgliedschaft in der EG ausschliesst, eine daraus
folgende Benachteiligung respektive Diskriminierung
te nach Möglichkeit vermeiden muss. Das Gewicht
to Schweiz als Kunde und Lieferant der EG dürfte ihr
fe Lösung dieser kniffligen Aufgabe erleichtern. Im
Jahre 1986 erreichten die Importe aus der EG 53,7 Mrd.
fr-, die Exporte dorthin 36,8 Mrd. Fr. Die Europäische
öemeinschaft erzielte damit im Warenaustausch mit der
Schweiz einen Aktivüberschuss von knapp 17 Mrd. Fr.

diese Entwicklung sehr wichtig. In den Zusammenar-
beitsgremien zwischen der EG und den EFTA-Staaten
laufen Gespräche, um neue Möglichkeiten zur Zusam-
menarbeit, zunächst insbesondere auf dem Gebiet der
grenzüberschreitenden Tätigkeiten der Banken, zu er-
künden. Heikle Probleme wirft für unser Land die in der
EG voranschreitende Verwirklichung der Wanderfreiheit
für Berufstätige auf. Ihr steht die schweizerische Aus-
länderpolitik entgegen. Prüfenswert wäre in diesem Zu-
sammenhang etwa, ob die Freizügigkeit für gewisse Be-
rufsgattungen, in denen ein grosser Mangel an Fachkräf-
ten herrscht und in denen Auslanderfahrungen eine
grosse Rolle spielt, zu gewähren wäre. Umgekehrt wür-
den in einem solchen Fall auch Schweizern interessante
Beschäftigungsmöglichkeiten im EG-Raum offenstehen.
Schliesslich betreffen die Liberalisierungsbemühungen
bei den Dienstleistungen auch den grenzüberschreiten-
den Verkehr. Der sukzessive Abbau von Handelshemm-
nissen wird zu einer höheren Arbeitsteilung und damit zu
einer Zunahme der Transporte führen. Ihre zentrale geo-
graphische Lage verleiht der Schweiz daher eine noch
höhere Bedeutung. Da unser Land restriktivere Normen
für Strassentransporte als die EG kennt und an diesen
festhalten will, muss es die notwendige Transportkapa-
zität durch ein leistungsfähiges Angebot für den kombi-
nierten Verkehr ermöglichen. Dieser erlaubt es, einen
grossen Teil des Transitverkehrs auf der Nord-Süd-Ach-
se von der Strasse auf die Schiene zu bringen. Eine
attraktive Lösung auf diesem Gebiet dürfte die Schwei-
zerische Verhandlungsposition um einiges stärken.

fortschreitende Integration

Mi dem Abschluss der bilateralen Freihandelsabkom-
J'en der Schweiz und der übrigen EFTA-Staaten mit der

besteht seit 1973 ein europäisches Freihandelssy-
foro, das seit dem 1. Januar 1986 18 Länder mit 350
llionen Einwohnern umfasst. Es beinhaltet den Ver-
Seht auf Zölle sowie auf mengenmässige Einfuhrbe-
Kränkungen und Massnahmen gleicher Wirkung im
Jandel zwischen den Vertragsparteien (wobei verschie-
Ke Ausnahmen statuiert sind.) In einem weiteren
Kritt in der Schaffung des europäischen Binnenmark-
»geht es der EG nun um die Beseitigung nichttarifari-
Ker Handelshemmnisse, welche die Vorteile der Han-
Liberalisierung in Frage stellen können. Dazu gehö-
Nie besonders für die Industrie äusserst wichtige An-
Kerung und gegenseitige Anerkennung nationaler Zu-
assungsvorschriften, die Aufhebung von Grenzkontroi-
Niler Art und die Beseitigung von Steuergrenzen, das
®sst die Harmonisierung der indirekten Besteuerung,
uch die EFTA wurde in diesem Integrationsbereich ak-
>' der Erklärung von Luxemburg von 1984 gaben die

A-Staaten, also auch die Schweiz, und die EG ihren
' en zum Ausdruck, mit dem Aufbau eines grossen,

und EFTA umfassenden europäischen Wirtschafts-
,^szu beginnen. Zum zweiten Schritt in der Integra-

" gehört ferner die grenzüberschreitende Zusammen-
eit im Bereich der Forschung und Entwicklung. Für

iive
Länder geht es hier um eine Beteiligung an den

Ijbg?®" EG-Forschungsprogrammen. Unser Land geht
chu

Zündsatz aus, dass die Grundlagenfor-
''anrf? f Verantwortung des Staates, die ange-

Forschung jedoch in jene der Wirtschaft fällt.
dritten Etappe auf dem Weg zur Vollendung des

Warenmarktes steuert die EG über die Freiheit des
Ügn^y^kehrs hinaus die Liberalisierung auch des
lie g

®'stungs-, Kapital- und Personenverkehrs an. Für
weiz mit ihrem grossen Dienstleistungssektor ist

Die Chancen nutzen

Die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der schweizeri-
sehen Wirtschaft erlaubt keine Abkapselung vor der Ent-
Wicklung zu einem gemeinsamen Markt in Europa. Der
mit diesem bezweckte Abbau von Wettbewerbshinder-
nissen lässt die Wettbewerbsvorteile der einzelnen
Marktteilnehmer europaweit zum Zuge kommen. Daher
tut die Schweiz gut daran, sich möglichst weitgehend in
den entstehenden europäischen Binnenmarkt zu inte-
grieren. Die Bereiche, wo grundlegende Vorbehalte an-
zubringen sind - dazu gehören die Wahrung der direkten
Demokratie und der Neutralität -, sollte sie auf ein Mini-
mum reduzieren. Eine Berücksichtigung und Antizipie-
rung der Entwicklungen in der EG im Rahmen unserer
Gesetzgebung kann den Anpassungsprozess wesentlich
erleichtern. Erleichtert wird er auch durch eine intensive
und verständliche Aufklärung der Bevölkerung über Zie-
le und Bedeutung der schweizerischen Aussen- und
Handelspolitik. Damit die Schweiz ferner als ernst zu
nehmender Verhandlungspartner auftreten kann, muss
sie ihre wirtschaftliche Stärke wahren und vermehren.
In dieser Hinsicht spielt die Präsenz unserer Wirtschaft
auch auf aussereuropäischen Märkten eine grosse Rolle.
Es muss daher alles daran gesetzt werden, dass die Rea-
lisierung eines wirklichen Binnenmarktes in Europa nicht
auf Kosten eines freien Welthandels geht.
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Entwicklung der Lohnkosten in der Betriebswirtschaftliches Institut der Deutschen

Textilindustrie ausgewählter Länder Seiden- und Samtindustrie GmbH, Krefeld
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Frauen fördern - eine unternehmerische
Herausforderung

Die Beschäftigung von Frauen ausserhalb der «typi-
sehen» Frauenberufe wies noch in den sechziger Jahren
einen beinahe exotischen Charakter auf. Diese Tatsache
änderte sich durch das zunehmende Vordringen von
Frauen in bisher von Männern dominierte Tätigkeitsbe-
reiche. Der sich entwickelnde Mangel an Fachpersonal -
vor allem auf mittlerer Kaderstufe - dürfte diese Ent-
Wicklung in Zukunft akzentuieren. Dennoch ist die weib-
liehe Erwerbstätigkeit mit einigen Problemen behaftet,
die es konsequent anzugehen gilt. Zunächst ist das Bil-
dungs- und Berufsspektrum der Frauen trotz gestiege-
nem Bildungsniveau immer noch relativ eng. Frauen sind
überdurchschnittlich einer möglichen Arbeitslosigkeit
ausgesetzt. Sie finden sich oft in tieferen Funktionsstu-
fen und verfügen über eine durchschnittlich kürzere Be-
triebszugehörigkeit. Dadurch liegt ihr Verdienst gesamt-
haft über ein Drittel tiefer als bei den Männern. Diese
Tatsache erklärt sich aus dem oft erfolgenden Rückzug
aus dem Erwerbsleben, um sich der Kindererziehung
widmen zu können. Ferner bringen Frauen oft nicht die
ausreichende Motivation auf, Kaderfunktionen zu über-
nehmen. Dies hängt einerseits damit zusammen, dass
sich Karrieremuster und Kindererziehung schwierig mit-
einander vereinen lassen; andererseits bestehen zuwei-
len betriebsinterne formelle und informelle (soziale) Hin-
dernisse, welche die Aufstiegsmotivationen mancher
Frauen dämpfen. Allerdings gibt es auch viele Bespiele

für den Abbau derartiger Barrieren, haben sich doch vie-

le Frauen als fähige uind ambitionierte Firmenangehörige

erwiesen.

Möglichkeiten zur Förderung der weiblichen
Erwerbstätigkeit
Um die gerechtfertigte und notwendige Aufwertung der

Frauen im Erwerbsleben zu fördern, existiert eine Fu e

möglicher Massnahmen. Zunächst gilt es die betriebsin-

ternen Aufstiegschancen zu verbessern und gezie

Laufbahnplanungen durchzuführen. Hierfür gibt es man

che positive Beispiele, doch hängt es von der jeweilige

Unternehmenskultur ab, inwieweit das Kader für !gezi

te Frauenförderung sensibilisiert ist und Frauen ihren

^
genen Führungsstil verwirklichen können. Hernac

die Ausschöpfung aller Spielräume für Arbeitszeittie

lisierung bei beiden Geschlechtern von Vorteil. Da

wird die Arbeitsmarktintegration der Frauen getor -

lassen sich doch Erwerbs- und Haushaltpflichten
aufeinander abstimmen. Der dritte Punkt betrifft i

mehrte Einführung qualitativ hochstehender firme
^

ner Kinderbetreuungseinrichtungen, um die P^rma ^
Aufrechterhaltung einer weiblichen Erwerbstätig

ermöglichen. Ein vierter Punkt umfasst das Ange ^Weiterbildungskursen sowohl für berufstätige a ^wiedereinstiegswillige Frauen, damit möghlossen
brachliegende Begabungen und Fähigkeiten ersc

^
werden. Als letzter Punkt seien schliesslich v

gg.

rungen in der Steuer- und Sozialversicherungsg ^ts-
bung genannt, die einen positiven Anreiz zur

marktintegration vermitteln.
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iwohl viele Frauen in ihren beruflichen Ambitionen
ilstrebiger und selbstbewusster geworden sind, wird
»nnoch ein Rest an Schwierigkeiten bestehen bleiben.
;iîFrauen tragen nach wie vor die Hauptlast der Kinder-
Ziehung. Es erscheint aber möglich und notwendig,
wenigen Frauen systematisch zu fördern, die ihre Be-
jbungsreserven durch ein längerfristiges Verbleiben im
iwerbsleben erschliessen. Dabei sollte Frauenförde-
jig nicht in einer ungerechtfertigten Bevorzugung
leiblicher Mitarbeiter bestehen, sondern in einer be-
«sten und gezielten unternehmerischen Personalpoli-
imitdem Ziel einer effizienten Nutzung der gesamten
letriebsinternen Personalressourcen.

Erheblicher Strukturwandel
der Bundeseinnahmen

Einkommens- und Vermögenssteuern im Vormarsch
-r— i

totoderonf der AnteOe der Anteile der Einnahmequellen in Piment
«iuilnen Bundeseinnahmequellen
« «n fwwntan Bundeseinnahmen

6,8%

I Betastung des Hü Einkommens- | üebrige
Verbrauchs /Vermögenssteuern ' ' Einnahmen

'6 Zusammensetzung der Bundeseinnahmen hat sich
fischen 1960 und 1986 deutlich gewandelt. Der An-

der Einkommens-/Vermögenssteuern (vor allem di-
2'e Bundessteuer, Verrechnungssteuer und Stempel-

jjaben) nahm markant von 24,5% auf 41,7% der Ein-
«men zu. Gleichzeitig ging der Anteil der Belastung

Verbrauchs (inklusive Zölle) von 60,1 auf 51,5% zu-
Zwar erhöhte sich das Gewicht der Warenumsatz-

J"®' von 20% auf 29,3%; damit konnte aber der
9®ng beispielsweise des Anteils der Einfuhrzölle

j"^,1% auf 4,3% nur teilweise kompensiert wer-
154V

^ie nichtfiskalischen Einnahmen entfielen 1960
»ah dagegen nur noch 6,8% der Bundesein-
AntT"' Ehrend dieses Zeittraums erhöhte sich der

i960 ^ nominellen Bruttosozialprodukt von 8,7%
Wis

schätzungsweise 9,8%. Die Umschichtungen
ana

" verschiedenen Einnahmequellen sind so-
"enri'T^^enklich, als sie volkswirtschaftlichen Not-

^ igkeiten entsprechen (z.B. Zollabbau angesichts
Schv^M^^hen Aussenhandelsverflechtung der
Aus« h

' P'®"®" sie allerdings der Unterlaufung der
Stemo I

"CisziPlin und führen sie - wie z. B. im Falle der
von gi lben - zu Wettbewerbsverzerrungen, muss
Entwirf fiskal- und ordnungspolitisch problematischen

^'ung gesprochen werden.

Umweltschutz

Luftverschmutzung weiterhin hoch

Die Luftverschmutzung durch Schwefel- und Stickstoff-
dioxid ist in den Stadtzentren und Agglomerationen, wo
über 60 Prozent der Bevölkerung leben, nach wie vor
hoch und liegt zum Teil erheblich über den auch für den
Gesundheitsschutz des Menschen massgebenden Im-
missionsgrenzwerten. Schädliche Umweltbelastungen
durch Ozon - einem Folgeprodukt der Stickoxide und
Kohlenwasserstoffe - treten hingegen besonders in den
ländlichen Gebieten auf.
Dies geht aus dem Bericht des Bundesamtes für Um-
weltschutz (BUS) hervor, der die Schadstoffmessungen
des Nationalen Beobachtungsnetzes für Luftfremdstoffe
(NABEL) für 1986 zusammenfasst. Das im Auftrag des
BUS von der Eidgenössischen Materialprüfungs- und
Versuchsanstalt (EMPA) betriebene NABEI umfasst ge-
genwärtig acht Stationen. Neben der aktuellen Bela-
stung wird insbesondere die Entwicklung der Luftver-
schmutzung in Stadtzentren, Agglomerationen und in
ländlichen Gebieten der Ost- und Westschweiz sowie
des Wallis erfasst. Das NABEL misst keine Extremsitua-
tionen wie Strassenschluchten in Städten und Haupt-
verkehrsachsen, sondern durchschnittliche, nicht ex-
trem belastete Standorte.
Die Messresultate des NABEL zeigen, dass die Langzeit-
werte (Jahresmittelwerte) für Schwefeldioxid und
Stickstoffdioxid in Stadtzentren und Agglomerationen
erreicht und z.T. erheblich überschritten werden. Zieht
man zur Beurteilung der Immissionsbelastungen die
Kurzzeitgrenzwerte heran, so ergibt sich ein ähnliches
Bild. Die maximal zulässigen Tagesmittelwerte, welche
im Jahr nur einmal überschritten werden dürften, wer-
den in den Städten und Agglomerationen an 20 bis 50
Tagen überschritten. Die höchsten gemessenen Tages-
mittelwerte liegen in diesen Gebieten rund doppelt so
hoch wie die Immissionsgrenzwerte der Luftreinhalte-
Verordnung. Die hohen Belastungen durch Schwefeldio-
xid und Stickstoffdioxid treten vor allem im Winterhalb-
jähr und bei austauscharmen Wetterlagen auf. In sol-
chen Situationen ist die Verfrachtung der Luftschadstof-
fe gering, und die übermässigen Immissionen sind ein-
deutig hausgemacht.
Beim Ozon, das sich unter Sonneneinstrahlung aus
Stickoxiden und Kohlenwasserstoffen bildet, liegen, im
Gegensatz zu den primären Schadstoffen, die mittleren
Jahresbelastungen in Agglomerationen und ländlichen
Gebieten höher als in Stadtzentren. Hohe Ozonwerte
treten vorwiegend bei Schönwetter-Perioden zwischen
Frühling und Herbst auf. Zur Beurteilung solcher Ozon-
Episoden müssen Kurzzeitgrenzwerte, wie z. B. der ma-
ximale Stundenmittelwert, herangezogen werden. In
Stadtzentren wird dieser Immissionsgrenzwert an etwa
150, in Agglomerationen an rund 300 bis 600 und in
ländlichen Gebieten des Mittellandes und des Wallis an
800 bis 1100 Stunden im Jahr überschritten.
Die hohen Ozonwerte sind ein Lufthygieneproblem von
grösserräumigem Ausmass. Eine Verminderung der
Ozonbelastung kann nur durch eine erhebliche Emis-
sionsreduktion der Vorläufersubstanzen - Stickoxide
und Kohlenwasserstoffe - erreicht werden. Hauptverur-
sacher der Stickoxidemissionen ist der motorisierte
Strassenverkehr. Die Kohlenwasserstoffemissionen
stammen vor allem aus Industrie- und Gewerbebetrie-
ben. BWL-Industrie
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